
In einem Strafverfahren wurde z. B. festgestellt, daß 
der Angeklagte — Schichtleiter eines Kraftwerkes — für 
mehrere Betriebsabteilungen und die dazugehörigen 
Nebenanlagen verantwortlich war Ihm waren Schicht­
leiter, Oberheizer und Obermaschinist unterstellt. Bei 
einer unkomplizierten Reparatur, die ein Arbeiter aus­
führte, kontrollierte der Angeklagte nicht, ob die Re­
paratur richtig ausgeführt wurde. Ihm war jedoch vom 
leitenden Obermaschinisten und stellvertretenden Mei­
ster, einem im Werk geschätzten Turbinenspezialisten 
und langjährigen Betriebsangehörigen, erklärt worden, 
daß die Reparatur ordnungsgemäß ausgeführt worden 
sei. Trotzdem hat das Bezirksgericht in dem Verhalten 
des Angeklagten eine Pflichtverletzung erblickt. Hier 
wurden überspitzte Anforderungen an die Pflichten 
eines für einen großen Produktionsbereich zuständigen 
leitenden Mitarbeiters gestellt. Es konnte nicht zu sei­
nen Aufgaben gehören, jede im Zuständigkeitsbereich 
der ihm unterstellten leitenden Mitarbeiter durch­
geführte unkomplizierte Reparatur zu kontrollieren.

Zur Kausalität und Schuld
Hat der verantwortliche leitende Mitarbeiter objektiv 
die ihm obliegenden Pflichten verletzt, so muß geprüft 
werden, ob zwischen diesen Pflichtverletzungen und den 
Folgen Kausalzusammenhang besteht. Ist dies zu be­
jahen, so muß untersucht werden, ob der Angeklagte 
schuldhaft gehandelt hat. Dabei müssen die Pflichtver­
letzungen schuldhaft begangen und die dadurch her­
beigeführten Folgen schuldhaft verursacht worden 
sein23.
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß 
das Oberste Gericht auf die Problematik, ob die Schuld 
eines Angeklagten deshalb zu verneinen ist, weil er 
nicht im Besitz eines Befähigungsnachweises für den 
Arbeitsschutz war, in den Urteilen vom 17. Dezember 
1964 — 2 Zst 8/64 — und vom 25. Juni 1964 — 2 Ust 
15/64 — (abgedruckt in diesem Heft) eingegangen ist.

23 vgl. zu den Fragen der Schuld und der Kausalität den Bei­
trag von Griebe in diesem Heft.
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Kausalität und Schuld bei Arbeitsunfällen

Bei der strafrechtlichen Beurteilung von Arbeitsschutz­
verletzungen, die zu Arbeitsunfällen geführt haben, 
spielt die Feststellung der Schuld und der Kausalität 
eine wichtige Rolle. Es kommt hinzu, daß dabei die 
Fragen der Kausalität oft sehr schwierig zu lösen sind, 
weil nicht immer eindeutig erkennbar ist, auf welches 
die Arbeitsschutzbestimmungen verletzende Handeln 
das schädliche Ereignis zurückzuführen ist. Eine rich­
tige, den Forderungen des Rechtspflegeerlasses ent­
sprechende Einschätzung der Verletzungen der Bestim­
mungen über den Gesundheits- und Arbeitsschutz wird 

3 nur dann erreicht, wenn von einer gründlichen und 
allseitigen Untersuchung ausgegangen wird und weder 
die Person für sich allein noch die objektiven oder die 
subjektiven Momente verabsolutiert oder einseitig be­
wertet werden. Nicht selten begegnet man der Auffas­
sung, daß in Fällen, in denen ein hoher Schaden oder 
der Tod eines Menschen eingetreten ist, auch ein Schul­
diger da sein müsse. Bei hohem Schaden oder bei der 
Vernichtung eines Menschenlebens besteht natürlich 
in besonderem Maße die Pflicht zur gründlichen Unter­
suchung, aber nicht immer liegt in diesen Fällen auch 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit vor.

Die Voraussetzungen der Schuldfeststellung
f Strafrechtliche Schuld setzt eine konkrete Verletzung 
j von Pflichten — und zwar Rechtspflichten — voraus, 
' da wir das Wesen der Schuld in der subjektiven, ver­

antwortungslosen, pflichtwidrigen Entscheidung des 
einzelnen zu objektiv gesellschaftsschädlichem, straf­
rechtlich zu Verbrechen oder Vergehen erklärtem Ver­
halten sehen, in der sich die Befangenheit des Indivi­
duums in gesellschaftsblinden, rückständigen oder gar 
gesellschafts- bzw. staatsfeindlichen, ja menschenfeind­
lichen Auffassungen ausdrückt1.
Es ist allgemein anerkannt, daß nur ein pflichtwidriges 
Verhalten zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit füh­
ren kann. Dabei muß es sich immer um Rechtspflichten 
handeln, die verletzt sein müssen. Die Verletzung mo­
ralischer Pflichten genügt nicht. Für den Bereich des 
Arbeitsschutzes sind die Pflichten in rechtlich verbind­
lichen Normen und Anweisungen niedergelegt. Proble­
matisch kann es allerdings sein, die Grenzen der

i Vgl. Lekschas/Loose Renneberg, Verantwortung und Schuld 
im heuen Strafgesetzbuch, Berlin 1964, S. 70.

Pflichten — der Pflichterfüllung und der Pflichtverlet­
zung — zu finden, insbesondere wenn die in den all­
gemeinen Vorschriften (wie GBA, ASchVO, ASAO 1 
u. ä.) enthaltenen Mindestforderungen für den konkre­
ten Bereich nicht oder nicht genügend spezifiziert wor­
den sind, d. h., wenn auf die allgemeinen Grundsätze 
zurückgegriffen werden muß. Es sollte auf alle Fälle 
vermieden werden, dabei eine Pflicht zu konstatieren, 
die gar nicht zu erfüllen war. Es kann nur von der üb­
lichen Regel (vor allem Berufsregel) ausgegangen wer­
den und nicht von überspitzten Anforderungen. Man 
darf die Pflicht auch nicht mit dem in der gegebenen 
Situation „objektiv richtig gewesenen Verhalten“ ver­
wechseln, d. h. von dem Betreffenden für den entschei­
denden Augenblick ein Verhalten fordern, das wir oft 
erst hinterher auf Grund eines Sachverständigengut­
achtens als richtig erkennen. Vielmehr dürfen im kon­
kreten Fall als Pflichten nur solche Verhaltensweisen 
angesehen werden, die in der gegebenen Situation, aus­
gehend von den Forderungen des Gesetzes, als allge­
mein gültige Regeln für alle Bürger oder den betref­
fenden Personenkreis gelten2.
Die ungenügende Beachtung dieser Gesichtspunkte 
zeigte sich in einem Verfahren gegen einen Sicherheits­
inspektor3 * *. Dieser hatte eine Betriebsanweisung selbst 
ausgearbeitet, die konkrete Festlegungen für das Ver­
halten der Werktätigen in diesem Betrieb trifft; er 
hatte diese Anweisung mit den zuständigen Leitern 
durchgesprochen und den Sinn dieser Regelung er­
klärt. Er hatte u. a. auch dem später verunglückten 
Meister K. den Sicherheitsgurt umgelegt, um ihn zu 
zeigen, wie er sich zu sichern habe.
Das erstinstanzliche Urteil sah die Pflichtverletzung 
darin, daß der Sicherheitsinspektor nicht in genügen­
dem Maße kontrolliert habe, ob die festgelegten Sicher­
heitsbestimmungen auch eingehalten wurden, und daß 
er nicht mit den Arbeitern darüber gesprochen habe, 
ob die Sicherheitsbestimmungen beachtet wurden. Da­
gegen hat aber der Angeklagte eingewandt, er habe

2 vgl. dazu Lekschas, „Zu Problemen des fahrlässigen Ver­
schuldens bei Verkehrsdelikten", NJ 1961 S. 298 ff.; OG, Urteil 
vom 17. Oktober 1961 - 2 Zst III 12/61 - NJ 1962 S. 98.
3 Das fehlerhafte erstinstanzliche Urteil wurde inzwischen vom
Obersten Gericht aufgehoben, vgl. dazu OG, Urteil vom 17. De­
zember 1964 - 2 Zst 7/64 - in diesem Heft.
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